
Vorschlag für eine Verordnung des Rates mit dem Statut der Exekutivagenturen, die mit bestimm-
ten Aufgaben bei der Verwaltung der Gemeinschaftsprogramme beauftragt werden

(2001/C 120 E/08)

KOM(2000) 788 endg. � 2000/0337(CNS)

(Von der Kommission vorgelegt am 14. Dezember 2000)

DER RAT DER EUROP˜ISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft, insbesondere Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Gesetzgeber stellt eine wachsende Zahl von Program-
men in den verschiedensten Bereichen für unterschiedliche
Kategorien von Empfängern im Rahmen der in Artikel 3
EG-Vertrag (Gemeinschaftsprogramme) vorgesehenen
Maßnahmen auf. Es ist normalerweise Aufgabe der Kom-
mission, die Maßnahmen zur Durchführung dieser Pro-
gramme zu genehmigen.

(2) Die Durchführung der Gemeinschaftsprogramme wird zu-
mindest teilweise aus den Mitteln des Gesamthaushalts-
plans der Europäischen Union finanziert. Aufgrund von
Artikel 274 EG-Vertrag führt die Kommission den Haus-
haltsplan in eigener Verantwortung aus.

(3) Um ihrer Verantwortung gegenüber den übrigen Organen
und den Bürgern gerecht zu werden, muss sich die Kom-
mission vorrangig auf ihre institutionellen Aufgaben kon-
zentrieren. Daher sollte es ihr ermöglicht werden, be-
stimmte Aufgaben bei der Verwaltung von Programmen
dritten Einrichtungen zu übertragen. Außerdem lassen
sich mit der Externalisierung bestimmter Verwaltungsauf-
gaben die Zielsetzungen dieser Gemeinschaftsprogramme
wirksamer erreichen.

(4) Bei der Externalisierung der Verwaltungsaufgaben müssen
die Grenzen gewahrt werden, die sich aus dem mit dem
Vertrag geschaffenen institutionellen System ergeben. Das
bedeutet, dass Aufgaben, die der Vertrag den Organen
überträgt und die einen Ermessensspielraum zur Umset-
zung politischer Entscheidungen implizieren, nicht Gegen-
stand von Externalisierungen sein können.

(5) Aufträge zur Externalisierung können erst nach einer Ana-
lyse erstellt werden, die zahlreiche Faktoren berücksichtigt
(Kosten/Nutzenbewertung einschließlich der Kosten für
Kontrolle und Koordinierung, Effizienz und Flexibilität
bei der Durchführung der externalisierten Aufgaben, Ver-
einfachung der Verfahren, örtliche Nähe der externalisier-
ten Maßnahmen zu den Endempfängern, Sichtbarkeit der
Gemeinschaft als Förderin des jeweiligen Programms, Auf-
rechterhaltung eines geeigneten Niveaus von Know-How
innerhalb der Kommission).

(6) Eine Form der Externalisierung besteht im Einsatz gemein-
schaftsrechtlicher Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit
(Exekutivagenturen).

(7) Um die institutionelle Einheitlichkeit der Exekutivagentu-
ren zu gewährleisten, müssen ihr Statut und insbesondere
bestimmte wesentliche Aspekte im Hinblick auf die Struk-
tur, die Aufgaben, die Arbeitsweise, den Haushalt, die
Kontrollen und die Haftung mit Verordnungen geregelt
werden.

(8) Als für die Ausführung der verschiedenen Gemeinschafts-
programme verantwortliches Organ kann die Kommission
abschätzen, ob und wie weit es zweckmäßig ist, einer
Exekutivagentur Verwaltungsaufgaben bei einem oder
mehreren bestimmten Gemeinschaftsprogrammen zu
übertragen. Der Einsatz einer Exekutivagentur befreit die
Kommission nicht von der im Vertrag und insbesondere
in Artikel 274 verankerten Verantwortung. Sie muss daher
die Tätigkeit der Exekutivagentur genau überwachen und
ihre Arbeitsweise sowie insbesondere ihre Leitung effektiv
kontrollieren können.

(9) Daher wird die Kommission ermächtigt, einen Beschluss
über die Einsetzung (und gegebenenfalls die Auflösung)
einer Exekutivagentur nach Maßgabe des vom Gesetzgeber
festgelegten Statuts zu fassen. Da der Beschluss über die
Einsetzung einer Exekutivagentur eine Maßnahme von all-
gemeiner Tragweite im Sinne von Artikel 2 des Beschlus-
ses 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Fest-
legung der Modalitäten für die Ausübung der der Kom-
mission übertragenen Durchführungsbefugnisse (1) ist,
muss dieser Beschluss entsprechend dem in Artikel 5
des genannten Beschlusses vorgesehenen Verfahren erlas-
sen werden.

(10) Außerdem muss die Kommission sowohl die Mitglieder
des Lenkungsausschusses der Exekutivagentur als auch ih-
ren Direktor ernennen, damit sie mit der Übertragung an
die Exekutivagentur von Aufgaben, die ihrem eigenen Zu-
ständigkeitsbereich entstammen, nicht die Kontrolle über
diese Aufgaben verliert.

(11) Bei ihrer Tätigkeit muss die Exekutivagentur vollständig
die Programmplanung der Kommission berücksichtigen,
die diese für die von der Agentur mitverwalteten Gemein-
schaftsprogramme festgelegt hat. Das jährliche Arbeitspro-
gramm der Exekutivagentur ist daher der Kommission zur
Bewilligung vorzulegen.
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(12) Um die Fachkompetenzen der Exekutivagentur voll aus-
nutzen zu können, muss die Kommission im Hinblick auf
eine effiziente Externalisierung ermächtigt werden, dieser
Agentur alle oder einen Teil der Aufgaben zur Ausführung
eines oder mehrerer Gemeinschaftsprogramme zu über-
tragen, ausgenommen die Aufgaben, die einen Ermessens-
spielraum zur Umsetzung politischer Entscheidungen im-
plizieren. Die übertragbaren Aufgaben umfassen die Ver-
waltung eines Teils oder aller Phasen des Zyklus eines
spezifischen Vorhabens, die Annahme der Rechtsakte zur
Haushaltsausführung, die Sammlung und Verarbeitung
von Daten, die der Kommission vorzulegen sind, und
die Ausarbeitung von Empfehlungen an die Kommission.

(13) Da der Haushaltsplan der Exekutivagentur ausschließlich
zur Finanzierung ihrer Verwaltungsausgaben dient, müs-
sen ihre Einnahmen hauptsächlich aus einem von der
Haushaltsbehörde festgelegten Anteil der Finanzausstat-
tung gebildet werden, die für die von der Exekutivagentur
mitverwalteten Gemeinschaftsprogramme gewährt wird.

(14) Damit Artikel 274 EG-Vertrag uneingeschränkt gültig
bleibt, müssen die operationellen Mittel der Gemein-
schaftsprogramme, die von der Exekutivagentur mitver-
waltet werden, im Gesamthaushaltsplan der Europäischen
Union verbleiben, und ihre Ausführung muss durch di-
rekte Belastung des Gesamthaushaltsplans erfolgen. Die
Finanzoperationen für diese Mittel müssen unter Einhal-
tung der Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan
der Europäischen Gemeinschaften vorgenommen werden.

(15) Die Exekutivagentur muss mit Ausführungsaufgaben bei
der Verwaltung der Programme beauftragt werden kön-
nen, die nicht aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäi-
schen Union finanziert werden. In einem solchen Fall gel-
ten die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung unter
Berücksichtigung der besonderen Bedingungen aufgrund
der Rechtsgrundlagen der jeweiligen Programme.

(16) Die Ziele der Transparenz und Zuverlässigkeit der Verwal-
tung der Exekutivagentur erfordern es, dass interne und
externe Kontrollen ihrer Arbeitsweise durchgeführt wer-
den, dass die Agentur über ihre Handlungen Rechenschaft
ablegt und dass die Öffentlichkeit Zugang zu den Unter-
lagen bei der Agentur nach Maßgabe der Bedingungen
und Einschränkungen gemäß Artikel 255 EG-Vertrag er-
hält.

(17) Die Exekutivagentur muss intensiv und kontinuierlich mit
den Dienststellen der Kommission zusammenarbeiten, die
für die von der Agentur mitverwalteten Gemeinschafts-
programme zuständig sind. Um diese Zusammenarbeit
möglichst reibungslos zu gestalten, muss der Sitz der Exe-
kutivagenturen an den Dienstorten der Kommissions-
dienststellen errichtet werden.

(18) Für die Annahme der vorliegenden Verordnung gelten nur
die in Artikel 308 des Vertrags genannten Befugnisse �

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand

Mit dieser Verordnung wird das Statut der Exekutivagenturen,
die von der Kommission unter ihrer Kontrolle und Verantwor-
tung mit bestimmten Aufgaben bei der Verwaltung der Ge-
meinschaftsprogramme beauftragt werden können, aufgestellt.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffs-
bestimmungen:

a) ÐExekutivagentur�: eine entsprechend den Bestimmungen
dieser Verordnung eingesetzte Rechtsperson;

b) ÐGemeinschaftsprogramm�: jede Maßnahme, jedes Maßnah-
menbündel oder jede Initiative, die ausgehend von der je-
weiligen Rechtsgrundlage bzw. Haushaltsbewilligung von
der Kommission zugunsten einer oder mehrerer Kategorien
von Empfängern mit der Vornahme von Mittelbindungen
durchgeführt wird.

Artikel 3

Einsetzung und Auflösung

(1) Die Kommission kann beschließen, eine Exekutivagentur
einzusetzen, um sie mit bestimmten Aufgaben bei der Verwal-
tung eines oder mehrerer Gemeinschaftsprogramme zu beauf-
tragen. In diesem Beschluss kann die Dauer des Bestehens der
Agentur festgelegt werden.

(2) Hält die Kommission eine Exekutivagentur, die sie einge-
setzt hat, nicht mehr für erforderlich, kann sie ihre Auflösung
beschließen. In diesem Fall ernennt sie zwei Liquidatoren, die
die Auflösung vornehmen. Mit dem gleichem Beschluss be-
stimmt die Kommission die Bedingungen, unter denen die Auf-
lösung der Exekutivagentur vorgenommen werden soll. Das
Nettoergebnis der Auflösung wird in den Gesamthaushaltsplan
der Europäischen Union übertragen.

(3) Die Kommission erlässt die in den vorstehenden Absät-
zen 1 und 2 genannten Beschlüsse entsprechend dem in Artikel
23 Absatz 2 vorgesehenen Verfahren.

(4) Jede gemäß Absatz 1 eingesetzte Exekutivagentur muss
den Bestimmungen dieser Verordnung entsprechen.

Artikel 4

Rechtsstatus

(1) Die Exekutivagentur ist eine mit einer gemeinwirtschaft-
lichen Aufgabe betraute Gemeinschaftseinrichtung.
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(2) Die Exekutivagentur hat Rechtspersönlichkeit. Sie genießt
in allen Mitgliedstaaten die weitest mögliche Rechtskapazität,
die Rechtspersonen aufgrund der nationalen Gesetze einge-
räumt wird. Sie kann insbesondere bewegliche und unbeweg-
liche Güter erwerben oder veräußern und vor Gericht auftre-
ten.

Artikel 5

Sitz

Sitz der Exekutivagentur ist einer der Dienstorte der Kommis-
sionsdienststellen. Die Exekutivagentur kann beschließen, inner-
halb als auch außerhalb des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten
Antennen einzurichten, wenn sich dies für die bestmögliche
Verwaltung der Gemeinschaftsprogramme, mit denen sie beauf-
tragt ist, als notwendig erweist.

Artikel 6

Aufgaben

Um das in Artikel 3 Absatz 1 genannte Ziel zu erreichen, kann
die Kommission die Exekutivagentur mit jeder Aufgabe zur
Verwaltung eines Gemeinschaftsprogramms beauftragen, aus-
genommen die Aufgaben, die einen Ermessensspielraum zur
Umsetzung politischer Entscheidungen implizieren.

Der Exekutivagentur können insbesondere folgende Aufgaben
übertragen werden:

a) Ausarbeitung von Empfehlungen für die Kommission für die
Ausführung des Gemeinschaftsprogramms;

b) Verwaltung eines Teils oder aller Phasen des Zyklus spezi-
fischer Vorhaben im Rahmen der Ausführung des Gemein-
schaftsprogramms und Durchführung der dazu erforderli-
chen Kontrollen mit Annahme der jeweiligen Beschlüsse
nach Maßgabe der Übertragungsverfügung der Kommission;

c) Annahme der Rechtsakte für den Haushaltsvollzug über die
für die Durchführung des Gemeinschaftsprogramms erfor-
derlichen Einnahmen und Ausgaben, sowie aller anderen
dazugehörigen Maßnahmen auf der Grundlage der Befugnis-
übertragung durch die Kommission;

d) Sammlung, Analyse und Übermittlung aller Daten, die zur
Ausrichtung der Ausführung des Gemeinschaftsprogramms
dienen können, an die Kommission.

Die Kommission legt in der Übertragungsverfügung die Bedin-
gungen, Kriterien, Parameter und Modalitäten, die die Exekutiv-
agentur bei der Erfüllung der obenstehenden Aufgaben einhal-
ten muss, sowie die Modalitäten der Kontrollen fest, die die für
die Gemeinschaftsprogramme, die von der Exekutivagentur
mitverwaltet werden, zuständigen Dienststellen der Kommis-
sion durchführen.

Artikel 7

Struktur

(1) Die Exekutivagentur wird von einem Lenkungsausschuss
und einem Direktor geleitet.

(2) Das Personal der Exekutivagentur untersteht dem Direk-
tor.

Artikel 8

Lenkungsausschuss

(1) Der Lenkungsausschuss besteht aus fünf Mitgliedern, die
von der Kommission ernannt werden.

(2) Das Mandat der Mitglieder des Lenkungsausschusses wird
für mindestens zwei Jahre erteilt. Es kann verlängert werden.
Nach Ablauf des Mandats oder im Fall ihres Rücktritts bleiben
die Mitglieder so lange im Amt, bis ihr Mandat verlängert oder
sie ersetzt wurden.

(3) Der Lenkungsausschuss ernennt aus seinen Mitgliedern
einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) Der Lenkungsausschuss tritt auf Einladung des Vorsitzen-
den mindestens zweimal jährlich zusammen. Er kann ebenfalls
auf Antrag mindestens der einfachen Mehrheit seiner Mitglieder
oder des Direktors einberufen werden.

(5) Ein Mitglied des Lenkungsausschusses, das an einer Sit-
zung nicht teilnehmen kann, kann sich durch ein anderes Mit-
glied, das für die jeweilige Sitzung ein besonderes Mandat er-
hält, vertreten lassen. Ein Mitglied kann nur ein anderes Mit-
glied vertreten. Kann der Vorsitzende nicht an der Sitzung
teilnehmen, wird die Sitzung des Lenkungsausschusses von
dem stellvertretenden Vorsitzenden geleitet.

(6) Die Beschlüsse des Lenkungsausschusses werden mit ein-
facher Mehrheit angenommen. Bei Stimmengleichheit ist die
Stimme des Vorsitzenden ausschlaggebend.

Artikel 9

Aufgaben des Lenkungsausschusses

(1) Der Lenkungsausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(2) Ausgehend von dem Entwurf des Direktors nimmt der
Lenkungsausschuss mit Zustimmung der Kommission spätes-
tens zu Beginn jeden Jahres das jährliche Arbeitsprogramm
der Exekutivagentur an. Dieses Programm muss die von der
Kommission festgelegte Programmplanung entsprechend den
Rechtsakten für die von der Exekutivagentur mitverwalteten
Gemeinschaftsprogramme beachten.

Das jährliche Arbeitsprogramm kann während seiner Laufzeit
nach dem gleichen Verfahren angepasst werden, um insbeson-
dere die Beschlüsse der Kommission über die jeweiligen Ge-
meinschaftsprogramme zu berücksichtigen. Für die Maßnah-
men in dem Arbeitsprogramm wird ein Ausgabenvoranschlag
vorgelegt.
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(3) Der Lenkungsausschuss nimmt den Verwaltungshaus-
haltsplan der Exekutivagentur gemäß dem Verfahren in Artikel
13 an.

(4) Der Lenkungsausschuss beschließt nach Einholung der
Zustimmung der Kommission über die Annahme von Stiftun-
gen, Schenkungen und Zuschüssen aus anderen Quellen der
Gemeinschaft.

(5) Der Lenkungsausschuss beschließt über die Einsetzung
der in Artikel 5 genannten Antennen der Agentur.

(6) Der Lenkungsausschuss legt die besonderen Bestimmun-
gen für die Durchführung des Rechts auf Zugang zu den Do-
kumenten der Exekutivagentur gemäß Artikel 22 Absatz 1 fest.

(7) Der Lenkungsausschuss nimmt spätestens am 31. März
den Jahresbericht über die Tätigkeiten der Exekutivagentur für
das vergangene Jahr und ihre Finanzierung zur Vorlage an die
Kommission an.

(8) Der Lenkungsausschuss führt die übrigen Aufgaben aus,
die ihm gemäß dieser Verordnung zugewiesen werden.

Artikel 10

Direktor

(1) Die Kommission ernennt zum Direktor der Agentur ei-
nen Beamten im Sinne der Verordnungen und Regelungen für
die Beamten und sonstigen Bediensteten der Europäischen Ge-
meinschaften.

(2) Das Mandat des Direktors wird für vier Jahre erteilt. Es
kann verlängert werden. Nach Einholung der Stellungnahme
des Lenkungsausschusses kann die Kommission den Direktor
noch vor Ablauf seines Mandats seines Amtes entheben.

Artikel 11

Aufgaben des Direktors

(1) Der Direktor vertritt die Exekutivagentur. Er ist mit ihrer
Verwaltung beauftragt.

(2) Der Direktor bereitet die Sitzungen des Lenkungsaus-
schusses und insbesondere das jährliche Arbeitsprogramm der
Exekutivagentur vor. Er nimmt ohne Stimmrecht an den Ar-
beiten des Lenkungsausschusses teil.

(3) Der Direktor leitet die Durchführung des jährlichen Ar-
beitsprogramms der Exekutivagentur. Er ist insbesondere für
die Ausführung der in Artikel 6 genannten Aufgaben zuständig
und trifft in dieser Eigenschaft die erforderlichen Beschlüsse. Er
ist bevollmächtigter Anweisungsbefugter der Exekutivagentur
für die Ausführung der operationellen Mittel für die Program-
me, die von der Agentur mitverwaltet werden und deren Haus-
haltsvollzug Gegenstand einer Übertragungsverfügung der
Kommission ist.

(4) Der Direktor bereitet den Voranschlag der Einnahmen
und Ausgaben vor und führt den Verwaltungshaushaltsplan
der Exekutivagentur als Anweisungsbefugter gemäß der in Ar-
tikel 15 genannten Haushaltsordnung aus.

(5) Der Direktor ist für die Vorbereitung und Veröffent-
lichung der Berichte zuständig, die die Exekutivagentur der
Kommission vorlegen muss, wie den in Artikel 9 Absatz 7
genannten Jahresbericht über die Tätigkeiten der Exekutivagen-
tur, sowie jeden anderen allgemeinen oder besonderen Bericht,
den die Kommission von der Exekutivagentur anfordert.

(6) Der Direktor übt gegenüber dem Personal der Exekutiv-
agentur die in den Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen
Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften genannten Be-
fugnisse der zum Abschluss von Einstellungsverträgen ermäch-
tigten Behörde aus. Er ist für alle Fragen im Zusammenhang
mit dem Personal der Exekutivagentur zuständig.

Artikel 12

Verwaltungshaushaltsplan

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben der Exekutivagentur sind
Gegenstand von Vorausschätzungen für jedes Haushaltsjahr, das
mit dem Kalenderjahr übereinstimmt, und werden in ihren
Verwaltungshaushaltsplan eingesetzt, der den der Haushalts-
behörde vorgelegten Stellenplan enthält. Der Stellenplan, der
ausschließlich befristete Stellen vorsieht, legt die Anzahl, die
jeweilige Besoldungs- und die Laufbahngruppe des Personals
der Exekutivagentur in dem jeweiligen Haushaltsjahr fest.

(2) Der Verwaltungshaushalt der Exekutivagentur ist nach
Einnahmen und Ausgaben auszugleichen.

(3) Die Einnahmen der Exekutivagentur umfassen vorbehalt-
lich anderer Einnahmen den im Gesamthaushaltsplan der Eu-
ropäischen Union ausgewiesenen Zuschuss.

Artikel 13

Aufstellung des Verwaltungshaushaltsplans

(1) Der Direktor erstellt jährlich einen Entwurf des Verwal-
tungshaushalts der Exekutivagentur zur Deckung der Verwal-
tungsausgaben im nachfolgenden Haushaltsjahr. Dieser Entwurf
wird dem Lenkungsausschuss vorgelegt.

(2) Der Lenkungsausschuss nimmt spätestens am 1. März
den Entwurf des Verwaltungshaushalts für das folgende Jahr
an und legt ihn der Kommission vor.

(3) Ausgehend von diesem Haushaltsentwurf schlägt die
Kommission unter Berücksichtigung ihrer Programmplanung
bei den Gemeinschaftsprogrammen, die von der Exekutivagen-
tur mitverwaltet werden, im Rahmen des Haushaltsverfahrens
einen bestimmten Anteil der jährlichen Finanzausstattung der
jeweiligen Programme als jährlichen Zuschuss zum Verwal-
tungshaushalt der Exekutivagentur vor.

(4) Auf der Grundlage des so von der zuständigen Haus-
haltsbehörde festgesetzten jährlichen Zuschusses nimmt der
Lenkungsausschuss zu Beginn des Haushaltsjahres den Verwal-
tungshaushaltsplan der Exekutivagentur gleichzeitig mit dem
Arbeitsprogramm an und passt ihn den verschiedenen Beiträ-
gen an die Exekutivagentur und den Mitteln aus anderen Quel-
len an.
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Artikel 14

Ausführung des Verwaltungshaushaltsplans und Entlastung

(1) Der Direktor führt den Verwaltungshaushaltsplan der
Exekutivagentur aus.

(2) Spätestens am 31. März legt der Direktor dem Europäi-
schen Parlament, dem Rechnungshof, der Kommission und
dem Lenkungsausschuss die Abschlüsse mit den Angaben zu
sämtlichen Einnahmen und Ausgaben des Vorjahres vor.

(3) Das Europäische Parlament erteilt der Exekutivagentur
vor dem 30. April des Jahres n+2 Entlastung zur Ausführung
des Verwaltungshaushaltsplans.

Artikel 15

Haushaltsordnung für den Verwaltungshaushalt

Die Haushaltsordnung für den Verwaltungshaushaltsplan der
Exekutivagentur wird von der Kommission nach Stellungnahme
des Rechnungshofes entsprechend dem Verfahren gemäß Arti-
kel 23 Absatz 2 unter Einhaltung von Artikel 142 der Haus-
haltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen
Gemeinschaften angenommen (1).

Artikel 16

Haushaltsordnung für die operationellen Mittel

(1) Die operationellen Mittel, die im Rahmen der Aufgaben
zum Haushaltsvollzug bei den Gemeinschaftsprogrammen, die
der Exekutivagentur von der Kommission gemäß Artikel 6
Buchstabe c) übertragen wurden, verbleiben im Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Union und werden durch direkte
Belastung dieses Haushaltsplans ausgeführt.

(2) Als bevollmächtigter Anweisungsbefugter der Exekutiv-
agentur bei der Ausführung dieser operationellen Mittel unter-
liegt der Direktor den Auflagen der Haushaltsordnung für den
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften.

Artikel 17

Nicht aus dem Gesamthaushaltsplan finanzierte Pro-
gramme

Die Bestimmungen von Artikel 13 und 16 gelten vorbehaltlich
der Sonderbestimmungen in den Rechtsgrundlagen für die Pro-
gramme, die nicht aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäi-
schen Union finanziert werden.

Artikel 18

Personal

(1) Für das Personal der Exekutivagentur gelten die Verord-
nungen und Regelungen für die Beamten und die sonstigen
Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften. Der Lenkungs-

ausschuss legt im Einvernehmen mit der Kommission die er-
forderlichen Anwendungsmodalitäten fest.

(2) Das Personal der Exekutivagentur besteht zum Teil aus
Beamten der Europäischen Gemeinschaften, die von den Orga-
nen abgeordnet und der Exekutivagentur als Bedienstete auf
Zeit zugewiesen werden, und zum Teil aus anderen von der
Exekutivagentur eingestellten Bediensteten.

(3) Das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der
Europäischen Gemeinschaften gilt sowohl für die Exekutivagen-
tur als auch für das in Absatz 2 genannte Personal.

Artikel 19

Kontrollen

(1) Der interne Prüfer und der Finanzkontrolleur der Kom-
mission haben gegenüber der Exekutivagentur die gleichen
Kompetenzen und Funktionen wie gegenüber den Dienststellen
der Kommission.

Der interne Prüfer erstattet sowohl der Kommission als auch
der Exekutivagentur Bericht über seine Feststellungen und Emp-
fehlungen. Diese Einrichtungen übernehmen jeweils für ihren
Zuständigkeitsbereich die Gewähr für die Durchführung der
Empfehlungen.

(2) Mit Wirkung ihrer Einsetzung tritt die Exekutivagentur
der interinstitutionellen Vereinbarung über die internen Unter-
suchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung
(OLAF) (2) bei. Der Lenkungsausschuss nimmt diesen Beitritt
förmlich an und erlässt die erforderlichen Bestimmungen, um
die internen Untersuchungen des OLAF zu erleichtern.

(3) Der Rechnungshof prüft die Rechnungsführung der Exe-
kutivagentur gemäß Artikel 248 EG-Vertrag.

(4) Jeder Rechtsakt der Exekutivagentur und insbesondere
jeder Beschluss sowie jeder von ihr abgeschlossene Vertrag
muss ausdrücklich einen Hinweis darauf enthalten, dass der
interne Prüfer der Kommission, das OLAF und der Rechnungs-
hof Schreibtischkontrollen und gegebenenfalls Kontrollen vor
Ort auch bei den Endbegünstigten der Mittel und gegebenen-
falls bei den zwischengeschalteten Stellen, die diese Mittel ver-
teilen, vornehmen können.

Artikel 20

Haftung

(1) Die Vertragshaftung der Exekutivagentur wird nach dem
für den jeweiligen Vertrag geltenden Recht geregelt.

(2) Im Falle außervertraglicher Haftung wird die Exekutiv-
agentur aufgrund der gemeinsamen allgemeinen Rechtsgrund-
sätze der Mitgliedstaaten zum Ersatz der Schäden herangezo-
gen, die sie oder ihre Bediensteten bei der Ausübung ihrer
Aufgaben verschuldet haben. Der Gerichtshof entscheidet bei
Streitsachen über Schadensersatzansprüche.
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Artikel 21

Überwachung der Rechtmäßigkeit

Der Gerichtshof überwacht die Rechtmäßigkeit der Handlungen
der Exekutivagentur, die bindende Rechtswirkung erzeugen, zu
den gleichen Bedingungen und nach den gleichen Modalitäten,
wie in Artikel 230 EG-Vertrag über die Überwachung der
Rechtmäßigkeit der Handlungen der Kommission ausgeführt.

Artikel 22

Zugang zu den Dokumenten und Schweigepflicht

(1) Unionsbürger und physische und juristische Personen
mit Wohnsitz oder Sitz in einem Mitgliedstaat erhalten das
Recht auf Zugang zu den Dokumenten der Exekutivagentur
unter den Bedingungen und Einschränkungen der Verordnung
Nr. . . ./. . . des Europäischen Parlaments und des Rates über
den Zugang zu den Dokumenten, vom . . . (1).

Der Lenkungsausschuss erlässt die besonderen Bestimmungen
für die Durchführung dieses Zugangsrechtes spätestens wäh-
rend des ersten Jahres nach Errichtung der Exekutivagentur.

(2) Es ist den Mitgliedern des Lenkungsausschusses, dem
Direktor und den Mitgliedern des Personals auch nach Ablauf
ihrer jeweiligen Funktionen sowie allen anderen Personen, die

an den Tätigkeiten der Exekutivagentur beteiligt sind, untersagt,
Informationen, die unter das Berufsgeheimnis fallen, zu verbrei-
ten.

Artikel 23

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird durch einen Ausschuss, nachste-
hend ÐAusschuss der Exekutivagenturen� genannt, aus Vertre-
tern der Mitgliedstaaten unter Vorsitz eines Vertreters der Kom-
mission unterstützt.

(2) Bei Verweisen auf diesen Absatz gilt das Verfahren nach
Artikel 5 des Beschlusses 1999/468/EG unter Einhaltung der
Bestimmungen seines Artikels 7.

(3) Der in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG
genannte Zeitraum beträgt drei Monate.

Artikel 24

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
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